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Nach Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird Abschnitt V. des BMF-
Schreibens vom 17. März 2022 (IV C 4 - S 2223/19/10003 :013) wie folgt gefasst: 

„V. Lohnsteuer 

1. Unterstützung an Arbeitnehmer 

 
Beihilfen und Unterstützungen des Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer können nach 
R 3.11 der Lohnsteuer-Richtlinien steuerfrei sein. R 3.11 Absatz 2 der Lohnsteuer-
Richtlinien ist auf Beihilfen und Unterstützungen, die vom Krieg in der Ukraine 
geschädigte Arbeitnehmer von ihrem Arbeitgeber oder von dritter Seite, soweit die 
Leistungen dem Grunde nach dem Arbeitslohn zuzurechnen sind, erhalten, mit 
folgender Maßgabe anzuwenden: 
 
-  die in R 3.11 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 3 der Lohnsteuer-Richtlinien genannten 

Voraussetzungen brauchen nicht vorzuliegen, 
 

-  die Unterstützungen sind bis zu einem Betrag von 600 € je Kalenderjahr steuerfrei. 
Der 600 € übersteigende Betrag gehört nicht zum steuerpflichtigen Arbeitslohn, 



 
wenn unter Berücksichtigung der Einkommens- und Familienverhältnisse des 
Arbeitnehmers ein besonderer Notfall vorliegt. Im Allgemeinen kann bei einem 
Arbeitnehmer von einem besonderen Notfall ausgegangen werden, wenn er im 
Zusammenhang mit den Kriegsereignissen die Ukraine verlassen hat 
(Kriegsflüchtling) oder vergleichbar unmittelbar vom Krieg betroffen ist. 

 
Auf Unterstützungen, die in Form von sonst steuerpflichtigen Zinsvorteilen oder in 
Form von Zinszuschüssen gewährt werden, ist die vorstehende Regelung ebenfalls 
anzuwenden. Zinszuschüsse und Zinsvorteile bei Darlehen, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit den Kriegsschäden in der Ukraine aufgenommen worden sind, 
sind deshalb ebenfalls nach R 3.11 Absatz 2 der Lohnsteuer-Richtlinien steuerfrei, und 
zwar während der gesamten Laufzeit des Darlehens. Voraussetzung hierfür ist, dass 
das Darlehen die Schadenshöhe nicht übersteigt. 

 
Vorteile aus einer erstmalig nach Kriegsausbruch erfolgten  

 
- Nutzungsüberlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs an Arbeitnehmer, deren 

privates Kraftfahrzeug durch die Kriegsereignisse nicht mehr verfügbar ist,  
 

- Nutzungsüberlassung von Wohnungen oder von Unterkünften, wenn die vom 
Arbeitnehmer bisher bewohnte Wohnung oder Unterkunft durch die 
Kriegshandlungen unbewohnbar geworden ist,  
 

- Gewährung von unentgeltlicher Verpflegung an Arbeitnehmer, soweit der 
Arbeitnehmer sich nicht selbst versorgen kann, oder 
 

- Nutzungsüberlassung anderer Sachen, wenn entsprechende Güter des 
Arbeitnehmers durch die Kriegsereignisse nicht mehr verfügbar sind oder die 
Überlassung der Schadensbeseitigung dient, 

 
sind in die vorstehenden Regelungen einzubeziehen. 
 
Der Vorteil aus der unentgeltlichen oder verbilligten Übereignung von gebrauchten 
Gegenständen zum Zweck der Ausstattung der Wohnung oder der Unterkunft eines 
Arbeitnehmers, der aufgrund der Kriegsereignisse die Ukraine verlassen hat, ist nicht 
dem Arbeitslohn des Arbeitnehmers zuzurechnen. 
 
Die steuerfreien Leistungen sind im Lohnkonto aufzuzeichnen (§ 4 Absatz 2 Nummer 4 
Satz 1 LStDV); dabei ist auch zu dokumentieren, dass der die Leistung empfangende 
Arbeitnehmer durch die Kriegshandlungen zu Schaden gekommen ist. Der 
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Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber die erforderlichen Angaben zur Glaubhaftmachung 
der Schadenshöhe sowie der wegen des Schadens erhaltenen bzw. zu erwartenden 
Entschädigung oder Zuwendung zur Verfügung zu stellen. 
 
Die vorgenannten Grundsätze gelten bei Leistungen zur Unterstützung der 
Angehörigen des Arbeitnehmers entsprechend.  

2. Arbeitslohnspende 

 
Verzichten Arbeitnehmer auf die Auszahlung von Teilen des Arbeitslohns oder auf 
Teile eines angesammelten Wertguthabens  
 
a) zugunsten einer steuerfreien Beihilfe und Unterstützung des Arbeitgebers an vom 

Krieg in der Ukraine geschädigte Arbeitnehmer des Unternehmens oder Arbeit-
nehmer von Geschäftspartnern oder 
 

b) zugunsten einer Zahlung des Arbeitgebers auf ein Spendenkonto einer spenden-
empfangsberechtigten Einrichtung i. S. d. § 10b Absatz 1 Satz 2 EStG, 

 
bleiben diese Lohnteile bei der Feststellung des steuerpflichtigen Arbeitslohns außer 
Ansatz, wenn der Arbeitgeber die Verwendungsauflage erfüllt und dies dokumentiert. 
Unter den Begriff des Unternehmens fallen auch mit dem Arbeitgeber verbundene 
Unternehmen i. S. d. § 15 AktG. 
 
Als Verzicht gilt auch die teilweise Lohnverwendung eines Beamten, Richters, 
Soldaten oder Tarifbeschäftigten auf den gesetzlich oder tarifvertraglich zustehenden 
Arbeitslohn im Sinne des vorstehenden Absatzes, wenn der Arbeitgeber die Verwen-
dungsauflage erfüllt und dies dokumentiert. 
 
Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist im Lohnkonto aufzuzeichnen (§ 4 
Absatz 2 Nummer 4 Satz 1 LStDV). Auf die Aufzeichnung kann verzichtet werden, 
wenn stattdessen der Arbeitnehmer seinen Verzicht schriftlich erteilt hat und diese 
Erklärung zum Lohnkonto genommen worden ist. 
 
Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist nicht in der Lohnsteuerbescheinigung 
(§ 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 EStG) anzugeben. 
 
Die steuerfrei belassenen Lohnteile dürfen in der Einkommensteuerveranlagung nicht 
als Spende berücksichtigt werden.“ 
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Seite 4  Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Ab sofort steht es für eine 

Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 
(http://www.bundesfinanzministerium.de) zur Verfügung. 
 
Im Auftrag 

http://www.bundesfinanzministerium.de/
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